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Teilhabeäquivalenz in der Rentenversicherung: 
Die Meinung der Bürger
In der aktuellen politischen Debatte über die Notwendigkeit von Reformen der gesetzlichen 
Rentenversicherung in Deutschland zu mehr Nachhaltigkeit wird eine Reformoption 
bisher noch weitgehend übersehen: die Abkehr vom Bismarckschen System der strikten 
Proportionalität zwischen lebenslang gezahlten Beiträgen und (monatlichen) Rentenansprüchen 
(„Teilhabeäquivalenz“) zugunsten einer degressiven Formel, die kleine Renten anheben und 
damit Altersarmut vermindern würde, wie sie z. B. in den USA und der Schweiz existiert. 
Während die offizielle Linie aller Bundestagsparteien das Bismarck-System als sakrosankt 
erklärt, wäre es gut zu wissen, wie die einfachen Bürger und Mandatsträger die Fairness des 
Systems beurteilen und welches Maß an Umverteilung zugunsten von Geringverdienern sie 
wünschen. Ergebnisse zweier Umfragen zu diesem Thema werden hier vorgestellt.
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Der deutsche Sozialstaat steht vor einem gewaltigen 
Finanzierungsproblem. Schon zum Jahresanfang 2025 
stieg der Gesamtbeitrag zur Sozialversicherung, der 
jahrzehntelang unter 40 % der Arbeitnehmereinkom-
men betragen hatte, sprunghaft auf 42,3 % an, und ein 
weiterer Anstieg auf 42,5 % erfolgte Anfang 2026. Hinzu 
kommt ein dreistelliger Milliardenbetrag aus dem Bun-
deshaushalt zur Entlastung der Renten- und Kranken-
kassen, der angesichts der drohenden Haushaltsdefizite 
nur schwer erhöht werden kann. Ein „Herbst der Refor-
men“ wurde zwar beschworen, aber das im Dezember 
2025 im Bundestag verabschiedete Rentenpaket bedeu-
tet keine Entspannung der Ausgabensituation, sondern 
beinhaltet im Gegenteil einen weiteren Ausbau der „Müt-
terrente“ und eine Festschreibung des Rentenniveaus 
auf 48 % bis 2031.1

Zudem steht Deutschland vor einer dramatischen Alte-
rung seiner Bevölkerung. Nach der neuesten Bevölke-
rungsvorausberechnung des Statistischen Bundesam-
tes wird der Altenquotient (die Zahl der über 67-Jähri-

1	 Das Rentenniveau ist definiert als das Verhältnis des Rentenan-
spruchs eines „Standardrentners“ (45 Beitragsjahre mit dem Durch-
schnittseinkommen) zum Durchschnittslohn eines Arbeitnehmers 
derselben Periode.

gen geteilt durch die Zahl der 20- bis 66-Jährigen), der 
heute bei ca. 33 % steht, in den zehn Jahren bis 2035 
um 8 bis 10 Prozentpunkte zunehmen – selbst bei der 
optimistischen Annahme einer Nettoeinwanderung von 
jährlich 290.000 Personen. Damit droht nach verschie-
denen Projektionen (Werding, 2021; Breyer & Lorenz, 
2020) ein weiterer Anstieg des Gesamtbeitrags zur So-
zialversicherung auf 50 % bis zum Jahr 2040 oder sogar 
schon 2035 (Ochmann et al., 2025). Ob der deutsche 
Wirtschaftsstandort eine so dramatische Belastung des 
Faktors Arbeit verkraftet, ist zu bezweifeln. Versuch-
te man, sowohl das Rentenniveau bei 48 % als auch 
den Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung (GRV) bei 20 % zu stabilisieren und den Budget-
ausgleich über eine Erhöhung des Bundeszuschusses 
herzustellen, so würde dieser im Jahr 2045 mehr als die 
Hälfte des Bundesetats aufzehren (Wissenschaftlicher 
Beirat beim BMWi, 2021, S. 21).

Es herrscht daher in großen Teilen der Wirtschaftswis-
senschaft und mittlerweile auch im politischen Raum die 
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Überzeugung, dass eine weitere große Rentenreform in 
der Fortsetzung der „Agenda 2010“ vor zwei Jahrzehn-
ten unabdingbar ist und zumindest eine Dynamisierung 
des Renteneintrittsalters gemäß der steigenden Lebens-
erwartung sowie eine Wiedereinsetzung des Nachhaltig-
keitsfaktors enthalten muss, der den Anstieg des Rent-
nerquotienten mit einer Absenkung des Rentenniveaus 
beantwortet.

Rentenreformen und Altersarmut

Eine solche Niveauabsenkung würde bedeuten, dass die 
Beziehenden einer gesetzlichen Rente nicht mehr auto-
matisch an einem Anstieg der Arbeitnehmereinkommen 
partizipieren, womit die Gefahr verbunden ist, dass un-
terdurchschnittliche Renten vor allem dann, wenn kei-
ne weiteren Alterseinkünfte vorliegen, nicht mehr aus-
reichen, um Altersarmut zu verhindern. Schon heute ist 
nach Angaben des Statistischen Bundesamts (2025) die 
Quote der Armutsgefährdeten – also derjenigen Personen 
mit einem verfügbaren Einkommen von weniger als 60 % 
des Medianeinkommens – unter den über 65-Jährigen 
mit 19,4 % höher als in der Gesamtbevölkerung, wo sie 
15,5 % beträgt, und dieses Problem würde bei einer Ab-
senkung des Rentenniveaus zunehmen.

Dieser Zusammenhang ist darauf zurückzuführen, dass 
das deutsche Rentensystem vom Typ her lebensstan-
dardsichernd und nicht armutsvermeidend ist. Das be-
deutet, dass die relative Einkommensposition aus dem 
Erwerbsleben ins Rentenalter fortgeschrieben wird 
(„Teilhabeäquivalenz“), indem der (monatliche) Renten-
anspruch eines oder einer Versicherten proportional zur 
Summe der früheren Erwerbseinkommen ist und damit in 
der GRV keine systematische Umverteilung von den Bes-
ser- zu den Schlechterverdienenden vorgenommen wird. 
Diese Eigenschaft unterscheidet das sogenannte „Bis-
marck-System“ von den Rentensystemen anderer Länder 
wie den USA oder der Schweiz, bei denen die Lohner-
satzrate mit wachsendem Einkommen abnimmt, oder gar 
dem „Beveridge-System“ in Großbritannien, das auf einer 
einheitlichen Grundrente basiert.

Umverteilung in der Rentenversicherung?

Eine naheliegende Idee zur Verringerung der Altersar-
mut trotz sinkenden Rentenniveaus besteht dann darin, 
ein solches Umverteilungselement einzuführen, z. B. in-
dem die Rentenanpassung gemäß der Lohnentwicklung 
nur noch für niedrige Renten beibehalten wird, während 
höhere Renten mit geringeren Steigerungen (z. B. gemäß 
der Inflationsrate) fortgeschrieben werden (Wissenschaft-
licher Beirat beim BMWi, 2021, S. 35–38). In eine ähnli-
che Richtung zielte der im September 2025 propagierte 

Vorschlag von Bach et al. (2025), Alterseinkünfte mit einer 
Sondersteuer („Boomer-Soli“) zu belegen und das Auf-
kommen zur Aufstockung kleiner Renten zu verwenden – 
eine Idee, die vermutlich an der Verfassungswidrigkeit der 
darin enthaltenen Altersdiskriminierung scheitern würde.

Der Gedanke einer Abkehr von der strikten Proportiona-
lität zwischen dem (monatlichen) Rentenanspruch einer 
Person und ihrem gesamten Lohneinkommen (als dem 
Produkt aus den Erwerbsjahren mit dem durchschnitt-
lichen jährlichen Lohneinkommen) war schon in einer 
früheren wissenschaftlichen Debatte (Breyer & Hupfeld, 
2010; Haan et al., 2019) formuliert worden. In diesen Ar-
beiten wurde aufgezeigt, dass die Lebenserwartung und 
damit die mittlere Rentenbezugsdauer positiv mit dem 
Erwerbseinkommen korreliert ist, sodass Teilhabeäquiva-
lenz in Wahrheit nicht mit Verteilungsneutralität gleichge-
setzt werden kann (Breyer, 2013). Vielmehr impliziert sie 
eine Umverteilung von der Gruppe der Geringverdiener 
zur Gruppe der Besserverdiener, weil sich die Proporti-
onalität, wie beschrieben, auf die monatliche Rentenzah-
lung bezieht, die längere Bezugsdauer aber bedeutet, 
dass die Summe der Rentenzahlungen im Erwartungs-
wert mit wachsendem Einkommen überproportional 
steigt.

In der politischen Diskussion in Deutschland gilt hingegen 
das Bismarck-System als sakrosankt, weil es angeblich 
sicherstellt, dass jeder Beitrags-Euro gleich hohe Ren-
tenansprüche begründet. Dies könnte als „gerecht“ im 
Sinne einer Tauschgerechtigkeit angesehen werden. Nur 
gilt die behauptete Äquivalenz zwar de jure, nicht aber de 
facto, wenn man die mit dem Einkommen statistisch stei-
gende Lebenserwartung berücksichtigt. Ganz abgesehen 
von diesem Einwand erhebt sich die Frage, ob das darin 
enthaltene Gerechtigkeitsurteil, auf das sich die maßgeb-
lichen politischen Parteien offenbar geeinigt haben, von 
der (Mehrheit der) Bevölkerung geteilt wird.

Die Meinung von Bürgern und Politikern: Neue 
Forschungsergebnisse

Dieser Frage ist ein kürzlich abgeschlossenes For-
schungsprojekt im Rahmen des Exzellenzclusters „Die 
politische Dimension der Ungleichheit“ nachgegangen, 
dessen Ergebnisse in Breyer et al. (2025) veröffentlicht 
wurden. Das Ziel des Gesamtprojekts war es heraus-
zufinden, für wie gerecht einerseits die Bürger und an-
dererseits politische Entscheidungsträger wichtige un-
gleichheitsrelevante Regelungen des Staates wie das 
Rentensystem, die Erbschaftsteuer, Studiengebühren 
und Elternbeiträge für die Kinderbetreuung halten. Ferner 
ging es darum, von welchen Faktoren diese Wertungen 
abhängen und wie sie durch Vermittlung von relevanten 
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Abbildung 1
Bevorzugte Zuteilung der Rentenansprüche

Verteilung der präferierten Rentenansprüche für den Geringverdiener (zwischen 0 und 3.000 €) seitens der Befragten, die über die Bismarcksche Regel 
informiert wurden. Stichprobe: Befragte mit nicht-fehlenden Werten. Linkes Panel: Bürger. Rechtes Panel: Politiker.

Der linke Teil der Abbildung zeigt etwa, dass 25 % der Bürger einen Rentenanspruch von 1.000 € für den Geringverdiener Kleinschmidt (und entsprechend 
einen Rentenanspruch von 2.000 € für Großmüller) als die gerechteste Aufteilung erachten. Diese Aufteilung entspricht dem Status quo, sodass die Ab-
weichung von der Bismarckschen Regel bei null liegt. Positive Abweichungen von der Bismarckschen Regel ergeben sich hingegen, wenn die Bürger dem 
Geringverdiener einen Rentenanspruch von mehr als 1.000 € zuweisen.

Quelle: Breyer et al. (2025, S. 9, 11).
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Informationen beeinflusst werden können. Zentrales Er-
hebungsinstrument für die empirische Analyse war ein 
Fragebogen, der ca. 4.000 repräsentativ ausgewählten 
Bürgern online und 535 Abgeordneten aus acht Landta-
gen in persönlichen Video-Interviews vorgelegt wurde.

Im Teil über das Rentensystem wurde den Befragten 
ein Beispiel mit zwei fiktiven Rentnern vorgelegt, die 
gleich lange gearbeitet hatten, von denen jedoch der ei-
ne („Großmüller“) stets doppelt so viel verdient und ent-
sprechend doppelt so hohe Rentenbeiträge gezahlt hat 
wie der andere („Kleinschmidt“), und es wurde eine mo-
natliche Gesamtrente für die beiden in Höhe von 3.000 € 
vorgegeben. Die Bürger wurden zunächst nach der fak-
tischen Aufteilung des Gesamtbetrags auf die beiden 
Rentner gefragt. Es stellte sich heraus, dass nur ein knap-
pes Drittel der Befragten die richtige Antwort (2.000 € für 
Großmüller, 1.000 € für Kleinschmidt) gab, also wusste, 
dass Deutschland ein sogenanntes „Bismarck-System“ 
hat, in dem die monatliche Rentenhöhe strikt proportio-
nal zu den gezahlten Beiträgen ist. Im Anschluss daran 
wurde einem Drittel der Testpersonen die Information ge-
geben, wie die tatsächliche Aufteilung ist, und einem wei-
teren Drittel die Zusatzinformation, dass Großmüller eine 
um vier Jahre höhere Lebenserwartung hat und daher 

seine Rente entsprechend länger erhalten wird als Klein-
schmidt. Alle Gruppen wurden im Anschluss aufgefordert 
anzugeben, als wie gerecht sie das Rentensystem emp-
finden und welche Aufteilung der Gesamtrente auf die 
beiden fiktiven Rentner sie am gerechtesten fänden. Die-
se Methodik erlaubt es uns, die Einstellungen gegenüber 
dem Bismarck-System zu messen sowie kausal gültige 
Schlüsse darüber zu ziehen, inwiefern sich diese Einstel-
lungen ändern, wenn die Befragten mit – ihnen höchst-
wahrscheinlich vorher unbekannten – Informationen zu 
den Unterschieden in der statistischen Lebenserwartung 
der beiden Rentner konfrontiert werden. Bei den befrag-
ten Politikern erfolgte die Einteilung – aufgrund der klei-
neren Stichprobe – in zwei Gruppen, von denen beide die 
tatsächliche Aufteilung erfuhren und eine die zusätzliche 
Information über die Unterschiede in der Lebenserwar-
tung erhielt.

Die Ergebnisse zeigen, dass das Bismarck-System von 
den Befragten, die über die tatsächliche Aufteilung in-
formiert wurden, nur von etwa der Hälfte der Bürger und 
rund 55 % der Politiker als „eher gerecht“ oder „voll-
kommen gerecht“ angesehen wird. Abbildung 1 zeigt, 
dass auf die Frage nach der „gerechtesten“ Aufteilung 
nur 25 % der Bürger und 30 % der Politiker die tatsäch-
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Title: Participation equivalence in pension insurance: the opinion of citizens
Abstract: In the ongoing debate on the sustainability of the German public pension system, one valid reform option has been widely 
neglected so far: the move from the Bismarckian system of strict proportionality between contributions and benefits (“Teilhabeäquiva-
lenz”) to a more degressive formula favouring low earners, as exists in many other countries such as the USA and Switzerland. We here 
report the results of a large survey experiment on German citizens and politicians which reveals a widespread rejection of strict propor-
tionality and strong support for redistribution to low earners. Information on inequalities in life expectancy reduces perceived fairness 
even more and increases support for redistribution among voters and politically moderate legislators.

liche 2.000:1.000-Verteilung nennen und ein Großteil 
der Befragten sich stattdessen eine Umverteilung hin zu 
dem Rentner mit dem geringeren Erwerbseinkommen 
wünscht. Die Durchschnittswerte unter den Bürgern 
liegen bei 1.720 € zu 1.280 € und bei den Politikern bei 
1.780 € zu 1.220 €. Es zeigt sich also, dass das von nahe-
zu allen politischen Parteien für sakrosankt erklärte Bis-
marck-Rentensystem weder von den Bürgern noch von 
den befragten Landtagsabgeordneten für vollkommen 
gerecht gehalten wird, sondern dass eine Verringerung 
der im Erwerbsleben bestehenden Einkommensungleich-
heit im Rentenalter gewünscht wird.

Die Ergebnisse zeigen weiter, dass die Zusatzinformati-
on über die unterschiedlichen Lebenserwartungen der 
beiden Rentner die Zustimmung zum proportionalen 
Rentensystem weiter verringert. Wenn auf die Unterschie-
de in der Lebenserwartung hingewiesen wird, sinkt der 
Anteil der Befragten, die das System als „eher gerecht“ 
oder „vollkommen gerecht“ ansehen, um etwa fünf Pro-
zentpunkte. Auch wird in dieser Untergruppe der Befrag-
ten noch mehr Umverteilung hin zu dem Geringverdiener 
gewünscht: Teilnehmende in dieser Gruppe mit einem 
grundlegenden Verständnis davon, wie das aktuelle 
Rentensystem die Rentenhöhe bestimmt, erhöhen ihren 
Wunsch nach Umverteilung um circa 30 €. Unter den be-
fragten Politikern wirkt sich die Zusatzinformation über 
die unterschiedlichen Lebenserwartungen vor allem auf 
diejenigen Politiker aus, die sich als politisch moderat 
einschätzen. In dieser Gruppe sinkt die Zustimmung zum 
Bismarck-System um mehr als zehn Prozentpunkte und 
erhöht sich die gewünschte Umverteilung um mehr als 
60 €. Es zeigt sich also, dass der durch die unterschied-
lichen Lebenserwartungen induzierte Mangel an Propor-
tionalität die Gerechtigkeit des Bismarckschen Systems 
in den Augen der Befragten weiter schmälert und die ge-
wünschte Umverteilung hin zu Geringverdienenden stei-
gen lässt.

Fazit

Die Studie von Breyer et al. (2025) zeigt deutlich, dass das 
in Deutschland verbreitete politische Leitbild der Teilha-
beäquivalenz nicht die tatsächlichen Präferenzen großer 
Teile der Bevölkerung widerspiegelt. Ein großer Teil der 
Bürger sowie ihre gewählten Vertreter wünschen sich ein 
System, das stärker auf Umverteilung ausgerichtet ist 
als das derzeitige System. Darüber hinaus zeigen unse-
re Ergebnisse die Bereitschaft, Geringverdiener für ihre 
im Durchschnitt kürzere Bezugsdauer zu kompensieren. 
Man darf gespannt sein, welche Schlüsse die von der 
Regierung eingesetzte Rentenkommission, die bis Mitte 
2026 Reformvorschläge ausarbeiten soll, aus diesen Er-
gebnissen zieht.
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